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einer solchen Person keine oder nur eine einge-
schränkte Eignung zum Tragen von Atemschutz 
besteht, hat er dies in der ärztlichen Beschei-
nigung nach Anlage VIII StrlSchV darzulegen.

Zusammenfassend wird darauf hingewiesen, 
dass die „arbeitsmedizinische Vorsorge“ nach 
StrlSchV und RöV die Feststellung der Eignung 
zur Wahrnehmung von Aufgaben im Kontroll-
bereich zum Ziel hat und nicht auf dem Prinzip 
der Freiwilligkeit basiert. Die Eignungsaussage 
kann beim beabsichtigten Umgang mit offenen 
radioaktiven Stoffen auch die Tauglichkeit zum 
Tragen von Atemschutz umfassen.
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nehmung der Aufgaben im Kontrollbereich
(§ 60 Abs. 1 StrlSchV bzw. § 37 Abs. 1 RöV).

Hat eine Person beim Umgang mit offenen ra-
dioaktiven Stoffen nach § 43 Abs. 3 StrlSchV 
Atemschutz zu tragen, ist vorab durch eine ar-
beitsmedizinische Eignungsuntersuchung nach 
StrlSchV auch die gesundheitliche Tauglichkeit 
für das Tragen von Atemschutz festzustellen. 
Bescheinigt der ermächtigte Arzt mittels der 
ärztlichen Bescheinigung nach Anlage VIII 
StrlSchV bei einer Person, die mit offenen ra-
dioaktiven Stoffen umgeht, dass gegen eine 
Beschäftigung im Bereich ionisierender Strah-
lung „keine gesundheitlichen Bedenken“ beste-
hen, so umfasst diese Aussage auch die Taug-
lichkeit für das Tragen von Atemschutz. Stellt 
der ermächtigte Arzt hingegen fest, dass bei 

Vollzug der Strahlenschutzverord-
nung und der Röntgenverordnung
Eignungsaussagen ermächtigter Ärzte gegenüber Strahlenschutz-
verantwortlichen im Rahmen der arbeitsmedizinischen Vorsorge
nach StrlSchV/RöV

Eine Änderung der Verordnung zur arbeitsme-
dizinischen Vorsorge (ArbMedVV) hat offenbar 
verschiedentlich dazu geführt, dass ermächtig-
te Ärzte im Rahmen der arbeitsmedizinischen 
Vorsorge beruflich strahlenexponierter Perso-
nen nach den §§ 60 bis 64 Strahlenschutzver-
ordnung (StrlSchV) gegenüber dem Strahlen-
schutzverantwortlichen (SSV) keine Aussage 
zur Atemschutztauglichkeit mehr abgeben, ob-
wohl dies nach der StrlSchV erforderlich wäre. 

Diese Praxis verkennt die Unterschiede zwi-
schen der arbeitsmedizinischen Vorsorge nach 
ArbMedVV einerseits und der arbeitsmedizini-
schen Vorsorge beruflich strahlenexponierter 
Personen nach StrlSchV/Röntgenverordnung 
(RöV) andererseits sowie das Verhältnis beider 
Regelungsbereiche zueinander.

Bei der ArbMedVV handelt es sich um eine 
Rechtsverordnung auf der Grundlage des Ar-
beitsschutzgesetzes, StrlSchV und RöV hinge-
gen basieren auf dem Atomgesetz. Die Rege-
lungen der ArbMedVV lassen die Regelungen 
der StrlSchV und der RöV zur arbeitsmedizini-
schen Vorsorge unberührt. Die „arbeitsmedizi-
nische Vorsorge“ nach den §§ 60 bis 64 StrlSchV 
und den §§ 37 bis 41 RöV hat die Feststellung 
der Eignung beruflich strahlenexponierter Per-
sonen zur Wahrnehmung von Aufgaben im 
Kontrollbereich zum Ziel. Anders als im Bereich 
der ArbMedVV unterliegen die Untersuchun-
gen und Beurteilungen nach StrlSchV und RöV 
nicht dem Prinzip der Freiwilligkeit; vielmehr 
besteht nach § 111 Abs. 4 StrlSchV bzw. § 37 
Abs. 6 RöV eine Duldungspflicht. 

Der ermächtigte Arzt hat die ärztliche Be-
scheinigung zur gesundheitlichen Eignung der 
strahlenexponierten Person nach Anlage VIII 
StrlSchV bzw. Anlage 4 RöV unter anderem dem 
SSV zu übersenden (§ 61 Abs. 3 Satz 1 StrlSchV 
bzw. § 38 Abs. 3 Satz 1 RöV). Das Vorliegen der 
Bescheinigung ist Voraussetzung für die Wahr-
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